Norbert Kailan
Hilfesuche.doc







23/04/2006

Hilfesuche bei Staat und Ämtern in Deutschland (nur wo Dokumente vorhanden, es fanden viel mehr Versuche, per Brief, telefonisch und auch im persönlichen Gespräch statt): 
	Nr.
	Datum
	Name
	Behörde (Staat, andere)
	Kommentar / Ergebnis

	1
	März 1990
	unbekannt
	Kontrollstellen für Aussiedler (Innenministerium) im Übergangslager Nürnberg
	Versuche meine Situation als extremes Opfer in Rumänien zu erklären. Aber keine Chance zu den ernsten diskreten Verbrechen  und den kontinuierlichen kleinen Attacken, die in der Summe das größere Verbrechen sind, zu gelangen. Ich werde beschuldigt und mit Worten vom anwesenden Personal angegriffen. Ich war von der Mißhandlung (nur mit Worten) sehr schockiert. Die benahmen sich von Anfang an wie der Feind. Keine Chance, Hoffnungslosigkeit: statt Hilfe erlebe ich Angriffe. 

	2
	1990 - 1996
	mehrere
	Meine Verwandten, Leute um mich
	Versuche meine Probleme publik zu machen. Versuche von der Kontrolle durch meine Eltern zu entkommen, die für einige Verbrechen aus Rumänien verantwortlich sind. Zugleich versuche ich auch Hilfe bei meinen Eltern und meinem Onkel zu bekommen.(Bruder der Mutter), der mich mit Gewalt in ein psychiatrisches Institut gesperrt hat. (ohne Polizei und Arzt, am Wochenende, er kannte jemanden dort). Sinnlos: jeder Hilfeversuch macht die Situation noch schlechter. 

	3
	18/11/1997
	Lutz
	Innenministerium Baden-Württemberg
	Antwort auf mein Schreiben vom 7/11/97. Sie seien nicht zuständig. Ich solle mich an die Polizei wenden. 

	4
	03/01/1998
	Lutz, Stagel, Hauswirth
	Innenministerium Baden-Württemberg
	Erneute Klage über meine Probleme an das BaWü - Innenministerium. 

	5
	16/01/1998
	Hauswirth
	Innenministerium Baden-Württemberg
	Antwort auf meine Schreiben vom 7. und 20. Nov. 97, Bezug auf Nr.1. Sagen sie hätten mich nicht beleidigt und es auch nicht gewollt (?? waren direkte Beleidigungen am Telefon). Sie würden meine Probleme schon ernst nehmen, diese seien aber rein im medizinisch - psychologischen Bereich. Empfehlen den Sozialpsychiatrischen Dienst Karlsruhe (der beschäftigt sich nur mit Leuten die ihren Alltag nicht bewältigen können bezüglich Essen, Arbeitssuche, etc.). 

	6
	07/12/2000
	Hartmut Wahn
	Deutscher Bundestag, Petitionsausschuss
	Antwort auf eMails vom 14. und 20. Nov. 2000. Verweis der Zuständigkeit auf Baden-Württembergischen Landtag. 

	7
	13/12/2000
	Veigel
	Landtag Baden-Württemberg, Petitionsausschuss
	Antwort auf mein Schreiben vom 7/12/2000. Sie sind nicht zuständig und können auch keinen nennen der es sein könnte. 

	8
	26/01/2001
	Haas
	Landtag von Baden-Württemberg, Petitionsausschuss
	Eingangsbestätigung meiner Petition vom 16/01/2001. Petition Nr. 12/07872. 

	9
	27/05/2001
	Hartmut Wahn
	Deutscher Bundestag, Petitionsrecht
	Klage an Herrn Wahn mit Hilfesuche beim Petitionsrecht des deutschen Bundestages. 

	10
	07/06/2001
	Hartmut Wahn
	Deutscher Bundestag, Petitionsrecht
	Antwort auf mein Schreiben vom 27/05/01. Seien für keines meiner Probleme zuständig. Empfiehlt psychiatrischen Dienst mit Angabe von Adressen bei Heilbronn. Ich habe mehrere Telefonate mit Herrn Wahn geführt, wobei ich ihn nach unlogischen, aggressiven Reaktionen und mehreren Beleidigungen beschimpft habe. Herr Wahn hat daraufhin mit nicht definierten Maßnahmen gedroht (wozu er die Macht durchaus besäße, ich werde ja sehen, daß ich psychisch krank bin und mir dauernd Sachen einbilde). Während dieser Gespräche hat Herr Wahn unzweifelhaft Andeutungen gemacht und Dinge angesprochen, welche die elektromagnetisch - akustische Manipulation, die jeden Tag und jede Nacht in jeder Wohnung in Deutschland mir angetan wurde und noch wird, mir zu der Zeit gerade in den Kopf gehämmert hatte und mit denen ich sonst nichts zu schaffen hatte, die ich nie vor irgend jemandem erwähnt habe. Ohne dieses Hintergrundwissen wären die Aussagen sinnlos, idiotisch gewesen. Er kann so was riskieren, wenn ich so eine Aussage machen würde, wäre das schon total verrückt, ich habe mir so einen Fehler noch nie erlaubt. 

	11
	21/06/2001
	Hartmut Wahn
	Deutscher Bundestag, Petitionsrecht
	Antwort auf mein Schreiben vom 18/06/2001. Petitionsrecht sei nicht zuständig, findet psychiatrische Hilfe sei notwendig (scheint ja doch irgendwie kompetent zu sein), Verfahren abgeschlossen. Anderen Weg als Petition schon vorher ausgeschlossen. 

	x
	22/06/2001
	Fam. Zeller
	Untergruppenbach - Unterheinriet
	Ich werde nach wiederholten Provokationsversuchen in den  vorhergehenden 2,5 Wochen im einzigen Lebensmittelmarkt des Ortes wieder von Familie Zeller (Paar ist Besitzer dieses Ladens, der auch die Post des Ortes beinhaltet und eigentlich schon lange Pleite war, doch die Gemeinschaft wollte, dass der Laden bleibt) provoziert und diesmal auch angegriffen, nachdem ich ohne rechtfertigenden Grund nicht den Laden verlassen wollte, da ich was dringend nötiges gewählt hatte und bezahlen wollte. Ich teilte auch eine Ohrfeige aus nachdem ich einige Fausthiebe und Fußtritte empfangen hatte, habe mit den Tätlichkeiten nicht angefangen! Während dieser Provokationen bewegte sich der Arm schon bei einem vorigen Besuch wie zu einer Ohrfeige, obwohl ich die Absicht dazu gar nicht hatte und es kam auch nicht dazu. Ich kommentierte diese Luftbewegung als externer Wille, der mich lenken will. Die elektromagnetische Gehirnlenkung war sehr stark in mir in diesen Momenten und hat mit den grundlosen Provokationen am selben Strang gezogen. Da ist es schwer zu widerstehen, zumal ich in der Zeit davor auch chemisch manipuliert worden war. Trotzdem besteht auch nur aufgrund der greifbaren Geschehnisse Schuld nur auf der Seite der Familie Zeller, weil sie mich grundlos provoziert und dann rausgeworfen haben (was als Diskriminierung gesehen werden kann) und weil sie die physischen Attacken begonnen haben, ich habe nur reagiert. Die Polizei hat mich als einzigen Schuldigen betrachtet und aufgrund dieses Ereignisses mit Gewalt und gegen meinen Willen in die Psychiatrie verfrachtet (ohne Gerichtsverhandlung, keine Beweise für irgend etwas). Siehe hierzu auch Ereignisse_Deutschland.doc, Ereignisse_de.xls.  Natürlich gibt es diese Gehirnlenkung und natürlich hat die mich sehr stark gezwungen und manipuliert. Das ist extreme Kriminalität die von wem ausgeht? 

	12
	24/07/2001
	Döpper
	Landtag von Baden-Württemberg, Petitionsausschuss
	Abschluss des Petitionsverfahrens für Petition 12/07872. Antwort behandelt vergangene Hilfesuche von mir, die sie also recherchiert haben, inklusive einiger Telefonate mit dem Innenministerium aus BaWü, von 11/97 bis 05/98. Sie berichten über eine vom Innenministerium aufgrund von von mir am Telefon geäußerten Suizidabsichten (von denen ich nichts weiß, bzw. die nur ein Idiot oder Lügner gesehen haben kann) eingeleitete psychiatrische Untersuchung, die aber nie stattgefunden hat. Diese Untersuchung soll zu dem Schluß gekommen sein, dass ich zwar eine paranoide Psychose habe, aber keine Selbst- oder Fremdgefährdung bestehe (keine Datumsangabe). Schlußfolgerung: keine Zuständigkeit beim Petitionsrecht. Empfehlen das Aufsuchen eines Psychiaters oder psychiatrischen Dienstes. 

	13
	7/03/2004
	Johannes Rau
	Brief an den Bundestag, Bundespräsidenten
	Klage über meine Situation und Hilfesuche. Auf Empfehlung einer wenig bekannten Frau aus Deutschland zu der ich damals Kontakt hatte. In diesem Brief erwähne ich, dass eine amerikanische Vizekonsulin meine Probleme glaubt und direkt betont hat, dass das Erwähnen solcher Probleme nicht zu der Schlußfolgerung führen kann, dass ich ein psychisches Leiden hätte, sondern dass sie das alles im Bereich der Realität sieht, worüber ich klage. 

	14
	22/03/2004
	Frauke Hansen für Johannes Rau
	Bundestag, Bundespräsident
	Zum ersten mal wird meinen Anschuldigungen nicht widersprochen und ich werde nicht für verrückt erklärt. Sie stellen aber fest, dass sie bestimmt nicht helfen können, weil sie weder zuständig seien noch jemanden kennen der zuständig seien könnte. 


Ich habe auch bei vielen Rechtsanwälten Hilfe gesucht, für klarere und auch allgemein für meine Probleme. Ich konnte nirgends Hilfe finden. Ich habe keine Beweise, weil mich diese Anwälte einfach gar nicht anhören wollten, mich einfach zurückwiesen. Bei den sichtbaren Problemen konnte ich auch keine Hilfe finden. Entweder haben sie mich weggeschickt oder sie haben die Gegenseite statt mich verteidigt. Aber der Führerscheinentzug war ein schwerwiegendes an mir begangenes Verbrechen. Es war klare Sabotage mit ernsthaften Verbrechen und zusätzlich Verleumdung und Lügen durch die eingesetzten Polizisten. Viele Ansatzpunkte für einen Rechtsanwalt, einige Beweise konnte ich sogar selbst erbringen. Aber die schickten mich alle entweder gleich weg oder legten mir nahe, einen Psychiater aufzusuchen und meine eigene Schuld einzusehen, weil nur eine psychische Erkrankung mich davon abhalten würde. Aber für jeden normalen Menschen war die Situation klar als zu meinen Gunsten erkennbar und ich habe damals gar nicht gefehlt, bei den Ereignissen, die zum Führerscheinentzug geführt haben. Ich war ernsthaft Opfer bei den Ereignissen. Eine schwerwiegende Schädigung, mir zu verbieten Auto zu fahren.  
2006 war ich in den USA, aber konnte keine Hilfe dort finden. Ich wurde von einem Asylproblem gestoppt. Ich wollte Hilfe, nicht Asyl. Es gab ein Mißverständnis und ich wurde falsch informiert. 

2007 – 2009 Ich habe bei verschiedenen Anwälten in Deutschland verseucht, meinen Führerschein wiederzuerlangen. Erniedrigungen und sinnlose Bewegungen. Auch war ich bei einigen Ärzten, die mich zum Auto fahren fähig erklären müssen. Das selbe Spiel wie früher: Die welche mich behandeln dürfen, sehen keinen Grund zur Behandlung und die welche entscheiden wollen unbedingt, daß ich vorher behandelt werde. Ein Arzt, von einem der entscheiden durfte benannt und der mit diesem und der Polizei in mehreren Projekten zusammen arbeitete, wollte mich behandeln. Er wollte daß ich die an mir begangenen Verbrechen als meine schuld sehe. Alles andere wäre eine schwere psychische Erkrankung. Mit Drogen und reden wollte er mich dazu bringen selbst etwas anders über die Geschehnisse von damals zu glauben, als wirklich geschehen war. Ich habe es nicht ertragen gezwungen zu werden zu lügen, es war schrecklich erniedrigend. Ich bat Rechtsanwälte mir bezüglich einiger Unregelmäßigkeiten und der an mir begangenen Verbrechen zu helfen, die dazu geführt haben daß man diese „psychische Erkrankung an mir erkennt“. Aber die Anwälte sind alle taub, sie spielen alle das Spiel des Staates, nehmen von vornherein das was die aufgeschrieben haben als die einzige Wahrheit und ignorieren alles was ich sage. Sie verteidigen konsequent die Position des Staates, die in meinem Fall ein Verbrechen ist. 

Zu den Ereignissen damals siehe Ereignisse_de.xls

Einige der aufgesuchten Rechtsanwälte

Knarr & Knopp Rechtsanwälte  

08/2006

Nicolay Schneemann 


08/2006

Ein Anwalt neben Stuttgart, keine Daten mehr etwa 1995

mindestens 5 weitere

Zusätzlich habe ich es bei vielen Menschenrechtsorganisationen, Ärzten und Ärztevereinigungen, Polizei und Rechtsvertretern und ähnlichen Gremien in Deutschland versucht. Auch teilweise international. Einige wenige Unterlagen vorhanden. Vieles verloren durch Überschwemmung und PC Absturz. Das Ergebnis war nie positiv, viel Mühe aber und oft folgende Nachteile mit nur für mich sichtbarem Zusammenhang, der schwer bewiesen werden kann. 
Hilfesuche wegen Falsch- oder Nichtbehandlung bei Ärzten, bzw. um gesund zu werden (wobei ich genau wußte, dass zumindest ein Teil der Krankheiten mir im Ostblock aus politischen Gründen absichtlich erzeugt worden ein anderer nur vorausgesagt worden ist): 
	Nr.
	Datum
	Name
	Behörde (Staat, andere)
	Kommentar / Ergebnis

	1
	15/06/1997
	--
	Barmer Ersatzkasse
	Brief an meine Krankenkasse, dass ich krank sei und kein Arzt mir hilft, obwohl ich überzeugt bin, dass es möglich wäre. Kein ernsthafter Versuch in die richtige Richtung, keine wirkliche Verständigung möglich. 

	2
	25/09/1997
	Barth
	Bezirksärztekammer Nordbaden
	Antwort auf Schreiben vom 30/06/1997. Sind nicht zuständig. Geben mir den menschlichen Rat (betonen dass es nicht zu ihren Aufgaben gehört) einen Schmerztherapeuten aufzusuchen. 

	3
	14/01/1998
	--
	Medizinischer Dienst der Krankenversicherung
	Hilfesuche an den Medizinischen Dienst der Krankenkasse aus Karlsruhe (durch Barmer). Auch Klage über sinnlose Mühe, welche die vielen Arztbesuche mir bereiten. 

	4
	06/12/2000
	Dr. Markus
	Bundesversicherungsamt
	Schriftliche Hilfesuche beim Bundesversicherungsamt aufgrund eines Telefonates mit Dr. Markus. 

	5
	27/12/2000
	Frau Becker
	Bundesversicherungsamt
	Antwort aus Schreiben vom 6/12/2000. Seien dort nicht zuständig. Verweisen auf das Sozialministerium Baden - Württemberg. Wollen aber das Verhalten der Barmer Ersatzkasse prüfen (ich hatte zuerst verstanden, dass die nicht viel machen können). Ich wollte auch nicht daß sie die Kasse streng kontrollieren, ich wollte Hilfe bei Ärzten! 

	6
	09/01/2001
	Blank
	Sozialministerium Baden-Württemberg
	Antwort auf Brief vom 6/12/2000. Wollen das Verhalten von Herrn Essigmann vom medizinischen Dienst der Krankenkasse prüfen, der mich untersucht und dabei absichtlich geärgert hatte, ohne zu helfen. 

	7
	31/01/2001
	Blank
	Sozialministerium Baden-Württemberg
	Antwort auf Schreiben vom 6. und 16. Jan. 2001, Bezug auf Nr. 6. Finden Arzt in Ordnung. Feststellung, daß ein Arzt, egal für wen er arbeitet, nur seinem Gewissen zu verantworten hat. Deshalb könnte sowieso keine Aufsichtsbehörde einen Arzt zur Rechenschaft ziehen. Hatten das mehrfach auch am Telefon betont. 

	8
	05/02/2001
	Frau Molkentin
	Bundesversicherungsamt
	Eingangsbestätigung meines Schreibens vom 16/01/2001, Bezug auf Nr.4 und 5. 

	9
	13/02/2001
	Frau Molkentin
	Bundesversicherungsamt
	Antwort und Bezug auf Nr. 4, 5 und 8. Abschluß der Angelegenheit. Erklären die BEK für nicht tadelbar. Sagen ich hätte dort nie um Hilfe ersucht (wie komme ich dann zum Medizinischen Dienst der Krankenkassen?). Die Barmer hätte eine Hotline, die mir geholfen hätte, ich hätte die aber nie beansprucht (wissen die genau). Ich hatte tatsächlich bei mehreren Filialen der BEK um Hilfe ersucht, aber nie etwas von einer Hotline gehört. Die wurde tatsächlich auch erst später eingerichtet (soweit ich das nachvollziehen konnte). Nach dem ich mich auch an die wandte, sinnlos wieder kein Ergebnis. 

	10
	20/03/2001
	Frau Molkentin
	Bundesversicherungsamt
	Erneuter Hilfeversuch von mir wird kurz abgewiesen. Sie wären dort nicht mehr zuständig (haben schon alles getan was möglich wäre). 


All die oben genannten Seiten haben gar nicht verstanden, worum es mir ging: Ich habe einige aus politischem Fanatismus in Osteuropa mit Absicht erzeugte Krankheiten (Hauptsächlich Infekte). Diese sollten von Professionellen untersucht und beseitigt werden, denn sie wurden von Professionellen erzeugt (es muß ja jemand auch auf meiner Seite sein, kann nicht allein gegen Profi – Schädigung stehen). Die besuchten Ärzte zeigten nicht genug Energie für besondere Hilfe, aber viele haben mich mißhandelt und hatten eine schlechtere Haltung als einfache Ignoranz. Aber einige Dinge mußten unbedingt von Ärzten für mich getan werden, die fast jeder von denen hätte tun können, aber keiner tat. Hier meine Klage: es wird sinnlos Geld von den Versicherungen gezahlt, an Ärzte die sich keine Mühe geben und teilweise Verbrecher sind. Dabei wird mir Zeit gestohlen und dem Staat Geld und halb kriminelle Ärzte werden reich davon. Niemand sah ein Problem darin, sie sahen alle das Problem in mir. 
Es gab viele Telefonate mit Behörden und Ärzten sowie viele persönliche Gespräche, aber alles erfolglos. Auch noch einige Briefe und eventuell auch Antworten, die ich verloren habe. Heute ist erwiesen, dass kranke Zähne die Hauptursache für die meisten meiner Beschwerden waren (was mir immer klar war) und nach dem Verlauf kann man auch ziemlich sicher sein, dass nur Absicht dahinter stecken konnte. Vor allem aber, weil mehrere Leute diese Absicht direkt angedroht und auch indirekt darüber gesprochen haben. Vor dem Gesetz aber gibt es keine Beweise, denn die Aussagen werden nicht zu beweisen sein und die Krankheitsursache kann zwar auch ein Laie feststellen, aber kein Arzt will das so sehen. Die schützen sich gegenseitig sowieso und es steht offensichtlich ein großer Wille hinter diesen in der Summe Schwerverbrechen zu nennenden Aktionen. Die Operation im Hals (ungefähr 1975 in Rumänien), welche mich damals und für ein Leben mehrfach schädigte (siehe Ereignisse_Rumänien.doc), mag Ursache für einige chronische Infekte im Kopf sein. Das könnte auch mit irgendwelchen elektromagnetischen Empfängern, die ich im Kopf haben muß, verbunden sein, um  welche sich auch Infekte bilden können. Das wäre nur teilweise eine Entschuldigung für die Zahn-, HNO und anderen Ärzte, die sich besondere Mühe hätten geben müssen und sich gar keine Mühe gaben, im besten Fall. Die kriminelle Seite, die mich lenkt, will diese Infektionen nicht verstecken, sondern benutzen, um Schmerzen im Kopf elektromagnetisch stimulieren zu können. Sie verwenden das auch wirklich. 
Bitte entschuldigen Sie mögliche Formulierungsfehler. 
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